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FINNLAND

(Noch) mehr Frauen
bei den Streitkräften

Mit wenigen Klicks in derArmee.
Eine rekordverdächtige Anzahl
an Frauen hat sich heuer bereits
für den Militärdienst in Finnland

beworben. Über das Online-
Portal der finnischen Streitkräfte

loggt Frau (zwischen 18 und

29 fahre alt) sich beispielsweise

mittels Bankidentifikation
ein und meldet sich zum Dienst.
Zuerst gibt es zwar noch einigen
Papierkram zu erledigen. Auch
ein Besuch beim Vertrauensarzt

gilt es zu absolvieren. Immerhin,

sämtliche Auslagen dafür
können direkt beim elektronischen

Anmeldeprozess geltend
gemacht werden und werden
sofort zurückerstattet. Dieser
«Kundenservice» macht sich
bezahlt: 1675 Frauen haben sich
bis Mitte Jahr beworben. Zum
Vergleich: In der Schweizer
Armee sind laut letzter Armeeaus¬

zählung insgesamt 1253 Frauen

eingeteilt. Und die Militärs
erwägen weitere Initiativen,
um noch mehr Rekrutinnen zu

gewinnen. Ein davon: geteilte
Wohnräume. Bisher galt strikte

Geschlechtertrennung. Dazu

meint Teemu Tallberg,
Militärsoziologieprofessor an der
Nationalen Verteidigungsuniversität:

«Frauen haben nicht das

Gefühl, dass sie Teil einer Gruppe

sind. Da entsteht dann schnell

eine Kluft. Die Ausbildungsformationen

und andere Dienstzweige

sollten deshalb
zusammenarbeiten, um das
Zusammenleben von Frauen und Männern

zu erleichtern.» Soldatinnen

geben dem Professor recht,
oft werden die relevanten
Informationen gar nicht bis in ihre
Kasernenzimmer gebracht. Da

zudem oft infolge Überbeständen

die Unterkünfte der Männer

überbelegt sind, verfügen
die Frauen über ausreichend
Platz. Die Lösung heisst nun Co-

Living. Zu Beginn lief ein
Versuch an der Offiziersschule in
Hamina,wo sämtliche Gemein¬

schaftsräume bis auf die
Duschen zusammen benutzt wurden.

Unterdessen profitieren
sechs Brigaden vom
gemeinschaftlichen Wohnen. Eine

Umfrage zeigte auch, dass die meisten

Rekrutinnen und Rekruten

durchwegs positive Erfahrungen

mit diesem Konzept
machen. Insbesondere den Teamgeist

bewerten alle besser als

früher. Nun sei es halt so, wie
während den Feldübungen: Dort

gibt es ja auch keine Frauenzelte,

so Rekrutin Anne Juutinen
gegenüber einer finnischen Zei¬

tung. Dort bringt Unteroffizier
Juuso Nihtilä die ganze
Angelegenheit auf den Punkt: «Ich
denke, jeder in der Armee sollte
die gleichen Startbedingungen
haben. Es gibt keinen Grund für
Segregation. Weder in den
Unterkünften oder sonst wo.» Für
die finnischen Streitkräfte also

alles ziemlich normal.

Verteidigungsminister Shoigu erklärt seine Pläne. Bild: mil.ru

RUSSLAND

20 neue Einheiten
gegen die NATO

Verteidigungsminister Shoigu
gibt sich unmissverständlich:
«Wir bilden neue Einheiten
im Westen Russlands bis Ende

fahr.» Dies, so der General

überzeugt, «um der wachsenden

Bedrohung durch die NATO

zu begegnen». Deshalb wies

Shoigu im funi darauf hin,
dass ihn die wachsende Anzahl
von strategischen US-Bombern,

NATO-Kriegsschiffen und
immer grösser werdenden Manövern

entlang russischen Grenzen

beunruhigt. Solche Aktionen

«zerstörten das internationale

Sicherheitsgefüge und
würden Russland deshalb dazu

zwingen, entsprechend notwen¬

dige Massnahmen zu ergreifen».
Darum teilt der Verteidigungsminister

nun seinem westlichen
Militärbezirk 20 neue Formationen

zu. Allein die dort
bestehenden Einheiten hätten in
diesem fahr bereits über 2000 neue

Waffensysteme in Auftrag gegeben.

Die NATO nimmt das

neuerliche Aufrüsten Russlands
gelassen. «Moskau hat in den letz¬

ten fahren stark in neue, moderne

militärische Fähigkeiten
investiert und verfügt von
konventionellen bis hin zu nuklearen

Systemen über eine
ernstzunehmende Verteidigungspalette»,

kommentiert Generalsekretär

Stoltenberg. Es sei aber
auch so, und das hätte sich in
den letzten fahren in Georgien
und der Ukraine gezeigt, dass

Russland leider auch bereit ist,

gezielt militärische Gewalt

gegen seine Nachbarn einzusetzen,

so der NATO-Chef. Insofern
ist es klar, dass die Nordatlantikallianz

in letzter Zeit ihre
Bereitschaft der Streitkräfte erhöht
hat. Die diesjährigen
Volltruppenübungen simulieren deshalb

nichts weiter als die gemeinsame

Reaktion aller NATO-Mitglieder

für den so genannten
Artikel 5 Fall. Dabei geht es in
der Regel um Crisis Management

und vor allem auch den
klassischen Verteidigungsfall.
Unterdessen aber auch darum,
wie grössere Verbände aus den
USA nach Europa verlegt und
die gemeinsamen Nachschublinien

offengehalten werden
können.

Bei der Musterung. Bild: Puolustusvoimat
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Taiwan im Fokus: Der Wolkenkratzer Taipei 101. Bild: Taipei Times

USA/JAPAN/TAIWAN

Trilateralismus
und Säbelrasseln

Nach einem ersten «trilateralen
strategischen Gespräch»
zwischen Abgeordneten aus den

USA, Japan und Taiwan forderte

Chinas Aussenministerium
Tokio und Washington dazu auf,
sofort jegliche offizielle
Kommunikation mit Vertretern der
Insel Taiwan einzustellen.

China forderte die USA und
Japan Ende Juli dazu auf, ihre

Verpflichtungen in der Taiwan-

Frage einzuhalten und keine
falschen Signale an die Kräfte der
«Taiwanesischen Unabhängigkeit»

zu senden. Zuvor hatten
die beiden Verbündeten ihre
Bemühungen verstärkt, mit der Insel

über offizielle Kanäle in Kontakt

zu treten.
Medienberichten zufolge

fand in diesem Zuge im Juli per
Videolink das erste trilaterale
strategische Gespräch zwischen

Abgeordneten aus den USA,

Japan und Taiwan statt, bei dem
der ehemalige japanische
Premierminister Shinzo Abe seine

Unterstützung für die
Teilnahme Taiwans an internationalen

Organisationen wie der

Weltgesundheitsversammlung
(WHO) zum Ausdruck gebracht
habe.

Der Sprecher des chinesischen

Aussenministeriums, Zhao

Lijian, kommentierte den Dia¬

log auf einer regulären
Pressekonferenz wie folgt: «Sowohl die

Form als auch der Inhalt sind
negativ und falsch. In Wirklichkeit

ist es die gleiche alte Leier,
und niemand interessiert sich

dafür.»
Die Taiwan-Frage betreffe

die politische Grundlage der

Beziehungen zwischen China und
den USA sowie zwischen China
und Japan. Washington und Tokio

hätten die Verantwortung,
sich an die Grundsätze der
politischen Dokumente zu halten,
die sie mit China unterzeichnet
hätten, so Zhao.

Der Ausschuss für auswärtige

Beziehungen des US-Senats

billigte einen Gesetzesentwurf,
der US-Aussenminister Antony
Blinken verpflichten könnte, in
seinem Bericht an den Kongress
zusätzliche Informationen über
die Bemühungen zu liefern,
Taiwan dabei zu helfen, seinen
Beobachterstatus bei der WHO

wiederzuerlangen.
China lehne diesen

Gesetzentwurf entschieden ab, betonte

Zhao und forderte die USA

auf, die Prüfung des Gesetzes

zu stoppen und Taiwan nicht
weiter bei der Ausweitung seines

sogenannten «internationalen

Raums» zu unterstützen.
Die USA sollten sich der grossen

Sensibilität der Taiwan-Frage

bewusst sein und sich an das

Ein-China-Prinzip, die drei
Gemeinsamen Kommuniques
zwischen China und den USA
sowie an das Völkerrecht und die

grundlegenden Normen für in-

VEREINIGTES KÖNIGREICH

«Frauenproblem»

Der Verteidigungsausschuss des

britischen Parlaments ist
alarmiert. Ein Ende Juli veröffentlichter

Bericht zeigt auf, dass

zwei von drei Frauen während
ihrer Dienstzeit bei den königlichen

Streitkräften irgendeine
Form von Missbrauch, Mobbing,
sexueller Belästigung oder

Diskriminierung erlebte. Insgesamt
wurden 4100 Soldatinnen
befragt. Der Report selbst gibt sich
das Prädikat «einer der
wichtigsten Berichte in der Geschichte

der britischen Armee» zu sein.

Konkret gaben 58% der aktiven
Frauen und 64% der Veteraninnen

an, in der Vergangenheit
schikaniert, belästigt oder
diskriminiert worden zu sein. Auch
sexuelle Übergriffe, gefügig
machen mittels Drogen bis hin zu
Gruppenvergewaltigungen
gehören dazu. Problematisch: Die
meisten der Befragten gaben an,
dass das Militär nicht genug
dagegen unternehme. Immerhin
aber seien die Zustände heute
besser als früher. Sarah Ather-
ton (Tories), Vorsitzende des

britischen Verteidigungsausschusses,

meint dazu, dass es schwierig

sei, nicht von diesen
Geschichten über körperliche und
emotionale Traumata berührt

zu sein. «Eine Frau, die im
Militär vergewaltigt wird, muss
oft mit dem mutmasslichen Täter

zusammenleben und arbeiten,

da sie befürchtet, dass ihre
Karriereaussichten beeinträchtigt

werden, wenn sie sich - zu
Recht - beschwert. Unsere

Empfehlungen versuchen deshalb,
dies zu mildern. Und wir
fordern das Verteidigungsministerium

auf, sämtliches kriminelles
Verhalten direkt anzugehen»,
meint Atherton. Diese Empfehlungen

gehen so weit, dass

geprüft wird, ob sexuelle Vergehen
nicht länger vor Kriegsgericht,
sondern zivil zu Urteil gebracht
werden sollen. Denn die
Verurteilungsquoten seien in der

Militärjustiz weitaus tiefer. Die

Vorsitzende meint deshalb, dass

«unseren Soldatinnen hier die

Gerechtigkeit vorenthalten würde».

Sie betont aber gleichfalls,
dass das Militär in den letzten
Jahren diesbezüglich viel
geleistet hätte, aber die Armee sei

in vielerlei Hinsicht eben eine
Männerwelt. Immerhin, laut
Times Magazin gehören die
britischen Streitkräfte zu den Top

50 Arbeitgebern im Land.
Aktuell sind ca. 5500 aller
Reservistenweiblich (14%) und in den

regulären Streitkräften identifizieren

sich knapp 10% aller
Soldaten als Frau.

Soldatinnen des 2. Bataillons der Royal Highland Fusiliers. Bild: Royal Logistic Corps



INTERNATIONALE NACHRICHTEN 58

ternationale Beziehungen halten,

fügte er hinzu.
Oberst Wu Qian, ein Sprecher

des chinesischen
Verteidigungsministeriums, sagte zu
Schritten der USA, Washington

würde sich nur selbst schaden,

wenn es mit dem Feuer spielt.
Mit der angewandten Salamitaktik

in der Taiwan-Frage würden

sich die USA nur «in die

eigene Hand schneiden».

Wu warnte auch die regierende
Demokratische Fortschrittspartei

(DPP) auf der Insel davor, die

Situation falsch einzuschätzen
und durch das Eingehen von
Risiken Probleme heraufzube¬

schwören, da eine Zusammenarbeit

mit den USA in der
Sezessionsfrage dem taiwanesischen
Volk und der DPP selbst ebenfalls

nur schaden würde.

WÊÊtÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊIÊIÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊKBÊÊ

BOSNIEN UND HERZEGOWINA

Dayton am Ende?

China und Russland haben im
Juli ein Dokument zu Händen
des UNO-Sicherheitsrates
ausgearbeitet, das die Zukunft von
Bosnien und Herzegowina und
damit dem Balkan insgesamt
umschreibt. Es ging darin um
nichts anderes, als das Amt des

«High Representatives», der
über die Umsetzung des Day-
ton-Agreements von 1995 und
damit die Resolution 1031 des

UNO-Sicherheitsrates wacht,
abzuschaffen. Ende Juli wurde in
New York abgestimmt: 2 Stimmen

dafür, bei 13 Enthaltungen.

Konkret sah die Forderung
Russlands und Chinas vor, den
Posten des internationalen
hohen Vertreters für Bosnien und
Herzegowina bis Juli 2022
abzuschaffen. Unter Experten wird
dies als diplomatischer Coup
gewertet, um die Lage auf dem Balkan

bewusst zu destabilisieren.
Damit hätte es für Russland
einfacher werden sollen, seinen

sicherheitspolitischen Einfluss in
der Region zu stärken und
seinen Freund Serbien zu unter¬

stützen. Nebeneffekt: das Day-
ton-Agreement, das den
Bosnienkrieg (1992-1995) beendete,

wäre hinfällig geworden.
Eigentlich ist Russland der Garant
dieses Abkommens, deshalb mutet

die gescheiterte Sicherheitsratsaktion

seltsam an. Für Moskau

steht indes fest: Der hohe

Vertreter in Sarajevo hat seine

Arbeit getan. Dort seien die
Parteien mit ihren Gesprächen
unterdessen gefestigt und
erfolgreich, was insbesondere aus
Sicht der bosnischen Serben das

besondere Amt obsolet mache.
Wie aber die rechtliche und
sicherheitspolitische Stabilität im
immer noch fragilen Bosnien
und Herzegowina gestaltet werden

sollte, konnte Russland
nicht erklären. Denn immerhin,
der UNO Repräsentant kann
verbindliche Entscheidungen treffen

oder gewählte Vertreter
ihrer Posten entheben. Und
genau hier könnte das Problem

gelegen haben. Turnusgemäss
wurde im August der deutsche

Diplomat Christian Schmidt
zum hohen Vertreter gewählt.
Für den Kreml eine Fehlbesetzung,

denn er wird offenbar

nicht von allen Seiten gleicher-
massen unterstützt. Einer seiner

grössten Widersacher ist der
Anführer der bosnischen Serben

und gleichzeitiger Vorsitzender
des Staatspräsidiums und damit
Staatsoberhaupt Milorad Dodik.
Der Russische Rat für internationale

Angelegenheiten
veröffentlichte dazu ein Papier, das

dem ganzen Ansinnen eine
politische Legitimation erteilen
soll. So sollen laut dieser
russischen Denkfabrik «die
Anführer der Republika Srpska in
letzter Zeit über die Notwendigkeit

einerÄnderung der Day-

ton-Ordnung für das Land
diskutiert haben». Moskau
versucht damit nicht nur, sämtlichen

Ambitionen Bosniens und

Herzegowinas sich an EU- und
auch NATO anzunähern, bereits

frühzeitig den Wind aus den
Segeln zu nehmen, sondern trägt
damit aktiv dazu bei, die Lage

in der Region zu destabilisieren
und mögliche Abspaltungsambitionen

des serbischen Teils zu
unterstützen.

Damals: Historischer Händeschlag Izetbegovics (Bosnien) mit Milosevic (Serbien)
unter den Augen des kroatischen Präsidenten Tudjman. Bild: European Western Balkans

INDIEN

Indien verlegt 50000
zusätzliche Soldaten an
die Grenze zu China

Indien hat weitere 50000 Soldaten

an seiner umstrittenen Hi-
malaya-Grenze zu China stationiert.

Das Land bereitet seine

Verteidigungslinie gegenüber
China. Das Reich der Mitte testet

immer wieder die Geduld der

Inder mit gezielten Intrusionen.

Im Jahr 2020 kam es zu einem
Gefecht an der Grenze, bei dem

20 indische und vier chinesische

Soldaten starben, sowie
eine Militäroperation Indiens
Ende August 2020, bei der
Tausende von indischen Soldaten
eine Reihe von Bergkämmen in
der Nähe des Pangong-Tso-Sees
einnahmen, der Teil der derzeitigen

De-facto-Grenze zwischen
Indien und China ist.

Mit den jüngsten
Truppenverlegungen hat Indien nun
mindestens 200 000 und einigen
Berichten zufolge sogar 250 000

Soldaten an seiner Nordgrenze
stationiert. Laut einem Bericht,
der anfangs Juli von Bloomberg
veröffentlicht wurde, wurden
die zusätzlichen Truppen auf
mindestens fünf Stützpunkten
entlang der gesamten, mehr als

3000 Kilometer langen Grenze

Indiens zu China stationiert.
20000 von ihnen bezogen in
Leh im indisch kontrollierten
Gebiet Ladakh Stellung. Zusammen

mit der angrenzenden, von
China gehaltenen Hochlandregion

Aksai Chin ist der Osten
Ladakhs der Brennpunkt des ak¬

tuellen Aufflammens des

chinesisch-indischen Grenzstreits.
Indien ist ausserdem dabei,

die Infrastruktur in den

Grenzregionen auszubauen, indem
es neue Befestigungen,
Flugplätze sowie Strassen- und
Eisenbahnverbindungen errichtet,

um Truppen und Nachschub

schnell transportieren zu können.

Als die indische Luftwaffe
im Spätsommer letzten Jahres
die ersten der 35 von Frankreich

gekauften Rafale-Kampfjets in
Besitz nahm, setzte sie diese
sofort über Ladakh ein. Indien hat
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Panzer an der indisch-chinesischen Grenze. Bild, indische Armee

ausserdem ein neues, gegen China

gerichtetes Geschwader mit
18 Kampfjets in Ambala im
nordindischen Bundesstaat Haryana

aufgestellt und beabsichtigt,
bald ein ähnliches Geschwader

auf seinem Luftwaffenstützpunkt

Hasimara in Westbengalen

zu stationieren, um den
östlichen Abschnitt seiner Grenze

zu China zu überwachen.
Unter Berufung auf «informierte

Kreise» heisst es in dem

Bloomberg-Bericht, dass sich
das indische Militär in Stellung
gebracht hat, um eine weitaus

aggressivere Haltung einzunehmen.

«Während früher», so der

Bericht, «Indiens Militärpräsenz

darauf ausgerichtet war,

Bewegungen Chinas zu blockieren,

wird die Umgruppierung
den indischen Truppen mehr
Möglichkeiten geben, bei Be¬

darf anzugreifen und Territorium

in China zu erobern - eine

Strategie, die als coffensive Ver-

teidigung> bezeichnet wird.»
Ausserdem seien die indischen
Streitkräfte nun mobiler. Dies

ist auf kürzlich erworbene
Hubschrauber aus US-amerikanischer

Produktion zurückzuführen,

die Soldaten und Artillerie,

einschliesslich der Haubitze

M777 aus britischer Produktion,
im Himalaya «von Tal zu Tal»

transportieren können.

KOREANISCHE HALBINSEL

Nordkorea warnt
Südkorea vor Militärübungen
mit den USA

Wenige Tage nach der
Wiederherstellung monatelang
getrennter Kommunikationskanäle

mit Südkorea hat Nordkorea

den Nachbarn vor neuen
gemeinsamen Militärübungen mit
den USA gewarnt.

Solche Übungen betrachte
sie als «unerwünschtes
Vorspiel», das den Willen der
Anführer Süd- und Nordkoreas
unterlaufen würde, gegenseitiges

Vertrauen wiederherzustellen,

erklärte die einflussreiche

Schwester des nordkoreanischen

Machthabers Kim Jong-

Un, Kim Yo-Jong. Auch würde es

«in den innerkoreanischen
Beziehungen den Weg nach vorne
einnebeln», wurde sie von den
Staatsmedien zitiert.

In der Erklärung Kims wurde

in Südkorea der Versuch
gesehen, Druck auf Seoul auszuüben,

damit es die Militärmanöver

absagt. Kim wies auf die

Sommermanöver hin, die die
verbündeten Streitkräfte der
USA und Südkoreas normalerweise

im August beginnen. Die
kommunistische Führung in
Pjöngjang sieht in solchen
Manövern eine Vorbereitung zu

einem Angriff - ein Vorwurf,
den Washington und Seoul
bestreiten.

Wann und in welchem
Umfang das Sommermanöver in
diesem Jahr laufen könnte, ist
derzeit nach Angaben Südkoreas

noch unIdar. Seoul befürchtet,
die Übungen könnten den

Bemühungen um neue Verhandlungen

mit Pjöngjang über sein

Atomwaffenprogramm zuwiderlaufen.

In den vergangenen Jahren

hatten die USA und Südkorea

einige Übungen auch aus

diplomatischen Gründen bereits
reduziert.

Süd- und Nordkorea hatten
nach langer Funkstille in der

letzten Juli-Woche ihre offiziellen

Kommunikationsverbindungen

wieder geöffnet. Die

Einigung ging nach Angaben beider

Seiten auf einen Briefwechsel

Kim Jong-Uns mit dem
südkoreanischen Präsidenten Moon
Jae-In seit April zurück.

Die Öffnung der
Kommunikationsleitungen solle nicht
anders verstanden werden als

«eine physische Wiederverbindung»,

erklärte jetzt Kims
Schwester. Dadurch ausgelöste

Spekulationen über ein neues
innerkoreanisches Gipfeltreffen
seien voreilig.

PHILIPPINEN

Manila zieht Kündigung
von Militärabkommen
mit den USA zurück

Der philippinische Präsident

Rodrigo Duterte hat die Aufkündigung

eines wichtigen
Militärabkommens mit den USA

endgültig zurückgezogen. Das

sogenannte Visiting Forces Agreement

(VFA) sei wieder «in vollem

Umfang in Kraft», sagte

Verteidigungsminister Delfin
Lorenzana bei einer Pressekonferenz

mit seinem US-Kollegen
Lloyd Austin. Duterte hatte den

geplanten Ausstieg bereits dreimal

verschoben, zuletzt wurde
das Abkommen im Juni verlängert.

«Vergangene Nacht, nach

einem Treffen zwischen Minister

Austin und dem Präsidenten
entschied der Präsident, das

Kündigungsschreiben
zurückzuziehen», sagte Lorenzana Mitte

Juli. «Wir sind wieder auf dem

richtigen Weg.»
Austin begrüsste die

Entscheidung, die «ein gewisses
Mass an Gewissheit für die
Zukunft gibt». Ein «starkes,
widerstandsfähiges Bündnis»
zwischen den USA und den Philippinen

werde für die Sicherheit,
Stabilität und den Wohlstand
im indopazifischen Raum «von

entscheidender Bedeutung
bleiben».

Der philippinische Präsident
hatte im Februar des vergangenen

Jahres den Ausstieg aus dem

Abkommen angekündigt,
welches den rechtlichen Rahmen
für die amerikanischen
Militärpräsenz in dem südostasiatischen

Inselstaat darstellt. Zuvor
hatte der ehemalige philippinische

Polizeichef Ronald Delà
Rosa berichtet, die USA hätten
ihm sein Visum entzogen. Manila

sah darin eine amerikanische

Sanktion wegen des harten

Vorgehens Delà Rosas gegen die

Drogenkriminalität.
Duterte hatte seit seinem

Wahlsieg 2016 wiederholt mit
der Aufkündigung des VFA und
der militärischen Zusammenarbeit

mit den USA gedroht. Das

Abkommen von 1998 ist auch

Grundlage für zahlreiche, jährlich

stattfindende gemeinsame
Militärmanöver sowie Trainings
der philippinischen Streitkräfte.

Das fast 70 Jahre alte
Militärbündnis mit den Vereinigten
Staaten hat in den Philippinen
viele Kritiker. Sie bemängeln,
das Bündnis garantiere US-Sol-

daten, denen Straftaten
vorgeworfen werden, eine Vorzugsbehandlung.

Pascal Kohler,

Henrique Schneider
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